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Empfehlung fur eine
EMPFEHLUNG DES RATES

zur Wirtschafts-, Sozial-, Beschaftigungs-, Struktur- und Haushaltspolitik Deutschlands

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag uUber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EU) 2024/1263 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2024 Uber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und Uber die
multilaterale haushaltspolitische Uberwachung und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1466/97 des Rates, inshesondere auf Artikel 3 Absatz 3,

gestutzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 16. November 2011 ({ber die Vermeidung und Korrektur makrodkonomischer
Ungleichgewichte?, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

unter Berucksichtigung der EntschlieBungen des Européischen Parlaments,
unter Berucksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flr Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fur Wirtschaftspolitik,

in Erwagung nachstehender Grinde:

1) Die Verordnung (EU) 2021/241 des Europaischen Parlaments und des Rates® zur
Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitat trat am 19. Februar 2021 in Kraft. Im
Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitat wird den Mitgliedstaaten finanzielle
Unterstutzung flr Reformen und Investitionen bereitgestellt und so fir einen EU-
finanzierten Konjunkturimpuls gesorgt. Den Prioritdten des Europdischen Semesters
entsprechend trégt die Fazilitdt zur wirtschaftlichen und sozialen Erholung bei und
erleichtert die Umsetzung nachhaltiger Reformen und Investitionen, insbesondere mit
dem Ziel, den grtinen und digitalen Wandel zu férdern und die Volkswirtschaften der
Mitgliedstaaten widerstandsféhiger zu machen. Sie hilft auch, die o6ffentlichen
Finanzen zu stdrken und das mittel- und langfristige Wirtschafts- und
Beschaftigungswachstum anzukurbeln, den territorialen Zusammenhalt in der EU zu

1 ABI. L, 2024/1263, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1263/0j.
2 ABI. L 306 vom 23.11.2011, S. 25, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2011/1176/0j.
3 Verordnung (EU) 2021/241 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur

Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitit (ABI. L57 vom 18.2.2021, S.17, ELL:
http://data.europa.eu/eli/req/2021/241/0j).
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verbessern und die weitere Umsetzung der Europdischen Sédule sozialer Rechte zu
unterstutzen.

Die am 27. Februar 2023 angenommene REPowerEU-Verordnung* zielt darauf ab, die
Abhangigkeit der EU von Einfuhren fossiler Brennstoffe aus Russland stufenweise zu
beenden. Dies wirde zur Energieversorgungssicherheit und zur Diversifizierung der
Energieversorgung der EU beitragen und zugleich den Einsatz erneuerbarer Energien,
die Energiespeicherkapazitaten und die Energieeffizienz erhéhen.

Am 16. Miérz 2023 legte die Kommission die Mitteilung ,Langfristige
Wettbewerbsfihigkeit der EU: Blick iiber 2030 hinaus“® vor, um zur politischen
Entscheidungsfindung beizutragen und die Rahmenbedingungen flr steigendes
Wachstum zu schaffen. In dieser Mitteilung wird die Wettbewerbsfahigkeit im
Rahmen von neun sich gegenseitig verstarkenden Faktoren betrachtet. VVon diesen
Faktoren werden der Zugang zu Kapital aus der Privatwirtschaft, Forschung und
Innovation, Bildung und Kompetenzen sowie der Binnenmarkt als oberste politische
Prioritdten fir Reformen und Investitionen angesehen, mit denen die aktuellen
Herausforderungen im Bereich der Produktivitdt angegangen und die EU und ihre
Mitgliedstaaten auf lange Sicht wettbewerbsfahiger werden sollen. Im Anschluss an
diese Mitteilung legte die Kommission am 14. Februar 2024 den Jahresbericht tber
den Binnenmarkt und die Wettbewerbsfahigkeit® vor. In dem Bericht werden die
wettbewerbsbezogenen  Starken und  Herausforderungen des  européischen
Binnenmarkts ausfiihrlich dargelegt sowie die jahrlichen Entwicklungen anhand der
neun Wettbewerbsfaktoren bewertet.

Am 21. November 2023 nahm die Kommission den Jahresbericht zum nachhaltigen
Wachstum 20247 an und leitete damit den Zyklus des Europaischen Semesters fiir die
wirtschaftspolitische Koordinierung 2024 ein. Am 22. Marz 2024 billigte der
Europdische Rat die auf die vier Komponenten der wettbewerbsféhigen Nachhaltigkeit
abstellenden Prioritaten des Berichts. Am 21. November 2023 nahm die Kommission
auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 auch den Warnmechanismus-
Bericht 2024 an, worin Deutschland als einer der Mitgliedstaaten genannt wurde, bei
denen wegen bestehender oder drohender Ungleichgewichte eine eingehende
Uberprifung angezeigt war. Am selben Tag nahm die Kommission eine
Stellungnahme zur Ubersicht tiber die Haushaltsplanung Deutschlands 2024 an. Die
Kommission legte auBerdem eine Empfehlung fur eine Empfehlung des Rates zur
Wirtschaftspolitik des Euro-Wéhrungsgebiets vor, die am 12. April 2024 vom Rat
angenommen  wurde, sowie den Vorschlag fir den  Gemeinsamen
Beschéftigungsbericht 2024  mit  einer ~ Analyse  der  Umsetzung  der
Beschaftigungspolitischen Leitlinien und der Grundsédtze der Européischen Sé&ule
sozialer Rechte, der am 11. Mdrz 2024 vom Rat angenommen wurde.

Am 30. April 2024 trat der neue EU-Rahmen fiir die wirtschaftspolitische Steuerung
in Kraft. Dieser umfasst die neue Verordnung (EU) 2024/1263 des Europdischen

Verordnung (EU) 2023/435 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. Februar 2023 zur
Anderung der Verordnung (EU) 2021/241 in Bezug auf REPowerEU-Kapitel in den Aufbau- und
Resilienzpldnen und zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr.1303/2013, (EU) 2021/1060 und
(EU) 2021/1755 sowie der Richtlinie 2003/87/EG (ABI. L 63 vom 28.2.2023, S.1, ELL:
http://data.europa.eu/eli/req/2023/435/0j).

COM(2023) 168 final.

COM(2024) 77 final.
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Parlaments und des Rates Uber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und
iiber die multilaterale haushaltspolitische Uberwachung und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates. Aullerdem beinhaltet er die geadnderte
Verordnung (EG) Nr. 1467/97 Uber die Beschleunigung und Klarung des Verfahrens
bei einem UbermaRigen Defizit und die gednderte Richtlinie 2011/85/EU (Uber die
Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten®. Die Ziele
des neuen Rahmens sind Tragfahigkeit der 6ffentlichen Schulden sowie nachhaltiges
und inklusives Wachstum durch graduelle Haushaltskonsolidierung sowie Reformen
und Investitionen. Er fordert die nationale Eigenverantwortung und zeichnet sich
durch eine starkere mittelfristige Ausrichtung in Verbindung mit einer wirksameren
und kohdrenteren Durchsetzung aus. Jeder Mitgliedstaat sollte dem Rat und der
Kommission einen nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plan
vorlegen. Die nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Pléne enthalten
die haushaltspolitischen Zusagen sowie die Reform- und Investitionszusagen eines
Mitgliedstaats und erstrecken sich je nach regularer Dauer der nationalen
Legislaturperiode auf einen Planungshorizont von vier oder funf Jahren. Der
Nettoausgabenpfad® der nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Pléne
sollte den Anforderungen der Verordnung (EU) 2024/1263 entsprechen, einschliel3lich
der Vorgaben, den offentlichen Schuldenstand spétestens bis zum Ende des
Anpassungszeitraums auf einen plausibel riicklaufigen Pfad zu bringen oder darauf zu
halten oder weiterhin auf einem dem Vorsichtsgebot entsprechenden Niveau unter
60 % des BIP zu halten und das Offentliche Defizit mittelfristig unter den
Referenzwert von 3 % des BIP zu senken und/oder darunter zu halten. Wenn ein
Mitgliedstaat ein einschlédgiges Reform- und Investitionspaket zusagt, das die
Vorgaben der Verordnung (EU) 2024/1263 erfillt, kann der Anpassungszeitraum um
bis zu drei Jahre verlangert werden. Um die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung
dieser Plane zu unterstutzen, wird die Kommission ihnen am [21. Juni] 2024 Leitlinien
zum Inhalt der vorzulegenden Plane und der anschlieBenden j&hrlichen
Fortschrittsberichte an die Hand geben und ihnen gemaR Artikel 5 der Verordnung
(EU) 2024/1263 technische Leitlinien zu Haushaltsanpassungen (Referenzpfade und
gegebenenfalls technische Informationen) Gbermitteln. Die Mitgliedstaaten sollten ihre
mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plane bis zum 20. September 2024
ubermitteln, es sei denn, der Mitgliedstaat und die Kommission vereinbaren, diese
Frist um einen angemessenen Zeitraum zu verlangern. Die Mitgliedstaaten sollten
sicherstellen, dass ihre nationalen Parlamente einbezogen sowie erforderlichenfalls
unabhangige finanzpolitische Institutionen, Sozialpartner und andere nationale
Interessentrager konsultiert werden.

Verordnung (EU) 2024/1264 des Rates vom 29. April 2024 zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 1467/97 uber die Beschleunigung und Klérung des Verfahrens bei einem tiberméaRigen Defizit (ABI.
L, 2024/1264, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1264/0j) und  Richtlinie
(EU) 2024/1265 des Rates vom 29. April 2024 zur Anderung der Richtlinie 2011/85/EU (iber die
Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten (ABI. L, 2024/1265, 30.4.2024,
ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2024/1265/0j).

Nettoausgaben im Sinne von Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/1263 des Rates vom 29. April 2024
(ABI. L, 2024/1263, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1263/0j), d. h. Staatsausgaben
ohne i) Zinsausgaben, ii) diskretionére einnahmenseitige Mallnahmen, iii) Ausgaben fiir Programme der
Union, die vollstdndig durch Einnahmen aus den Unionsfonds ausgeglichen werden, iv) nationale
Ausgaben fur die Kofinanzierung von Programmen, die von der Union finanziert werden,
v) konjunkturelle Komponenten der Ausgaben flr Leistungen bei Arbeitslosigkeit und vi) einmalige
und sonstige befristete Mainahmen.
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Das Européaische Semester fir die wirtschaftspolitische Koordinierung verlauft 2024
weiterhin parallel zur Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilitat. Die vollstandige
Umsetzung der Aufbau- und Resilienzplédne bleibt fur die Verwirklichung der
politischen Prioritaten im Rahmen des Europaischen Semesters unerlésslich, da mit
diesen Planen wirksam dazu beigetragen wird, dass alle oder wesentliche Teile der in
den einschlagigen landerspezifischen Empfehlungen der letzten Jahre genannten
Herausforderungen  angegangen  werden. Ebenso relevant bleiben die
landerspezifischen Empfehlungen von 2019, 2020, 2022 und 2023 auch fir Aufbau-
und Resilienzplédne, die nach den Artikeln 14, 18 und 21 der Verordnung
(EU) 2021/241 Uberarbeitet, aktualisiert oder geadndert wurden.

Am 28. April 2021 legte Deutschland der Kommission gemaR Artikel 18 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2021/241 seinen nationalen Aufbau- und Resilienzplan vor. GeméR
Artikel 19 der Verordnung (EU) 2021/241 hat die Kommission die Relevanz,
Wirksamkeit, Effizienz und Kohérenz des Aufbau- und Resilienzplans anhand der in
Anhang V der Verordnung enthaltenen Leitlinien bewertet. Am 13. Juli 2021 erliel3
der Rat einen Beschluss zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und Resilienzplans
Deutschlands®®, der am 8. Dezember 2023 nach Artikel 18 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2021/241 geédndert wurde, um den maximalen finanziellen Beitrag zur nicht
rickzahlbaren finanziellen Unterstiitzung zu aktualisieren!. Die Freigabe von
Tranchen ist erst moéglich, nachdem die Kommission in einem Beschluss nach
Artikel 24 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/241 festgestellt hat, dass Deutschland
die im Durchfuhrungsbeschluss des Rates festgelegten einschldgigen Etappenziele und
Zielwerte in zufriedenstellender Weise erreicht hat. Eine zufriedenstellende
Erreichung setzt voraus, dass es bei zuvor erreichten Etappenzielen und Zielwerten
nicht wieder zu Rickschritten gekommen ist.

Am 17. April 2024 legte Deutschland sein Nationales Reformprogramm 2024 und am
24. April 2024 gemal Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 sein
Stabilitatsprogramm 2024 vor. Nach Artikel 27 der Verordnung (EU) 2021/241 muss
sich im Nationalen Reformprogramm 2024 auch die halbjahrliche Berichterstattung
Deutschlands (ber die Fortschritte bei der Durchfiihrung seines Aufbau- und
Resilienzplans niederschlagen.

Am 19.Juni 2024 veroffentlichte die Kommission den La&nderbericht 2024 fir
Deutschland'?. Bewertet werden darin die Fortschritte Deutschlands bei der
Umsetzung der einschlagigen l&nderspezifischen Empfehlungen des Rates aus dem
Zeitraum 2019 bis 2023 und der Stand der Durchfiihrung des Aufbau- und
Resilienzplans durch Deutschland. Ausgehend von dieser Bewertung wird im
Landerbericht aufgezeigt, bei welchen Herausforderungen noch Handlungsbedarf
besteht, weil sie mit dem Aufbau- und Resilienzplan nicht oder nur teilweise
angegangen werden, und welche Herausforderungen neu hinzugekommen sind oder
sich abzeichnen. Ferner werden in dem Bericht die Fortschritte Deutschlands bei der
Umsetzung der Européischen Sdule sozialer Rechte, bei der Verwirklichung der
Kernziele der EU in den Bereichen Beschaftigung, Kompetenzen und
Armutsbekdampfung sowie bei den UN-Zielen fur nachhaltige Entwicklung bewertet.
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Durchftihrungsbeschluss des Rates vom 13. Juli 2021 zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und
Resilienzplans Deutschlands (10158/21).

Durchfiihrungsbeschluss des Rates vom 8. Dezember 2023 zur Billigung der Bewertung des Aufbau-
und Resilienzplans Deutschlands (15572/23).

SWD(2024) 605 final.
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Die Kommission nahm fiir Deutschland eine eingehende Uberpriifung nach Artikel 5
der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 vor. Die wichtigsten Ergebnisse der von den
Kommissionsdienststellen  angestellten  Bewertung der  makrodkonomischen
Anfélligkeiten Deutschlands fiir die Zwecke der vorgenannten Verordnung wurden im
April 2024 veréffentlicht.> Am 19. Juni 2024 gelangte die Kommission zu dem
Schluss, dass in Deutschland makrookonomische Ungleichgewichte bestehen.
Deutschland weist insbesondere Anfalligkeiten in Verbindung mit dem anhaltend
hohen Leistungsbilanziiberschuss auf, die trotz eines leichten Riickgangs im Laufe der
Jahre weiter Bestand haben, da das zugrunde liegende Problem der schwachen
Inlandsnachfrage und der verhaltenen Investitionstatigkeit mit grenziiberschreitenden
Auswirkungen fortbesteht, worauf die Politik bisher nicht hinreichend reagiert hat.
Angesichts der niedrigeren Energiepreise, der schwachen Inlandsnachfrage und des
schleppenden Welthandels sprang der Leistungsbilanziiberschuss von 4,2 % des BIP
im Jahr 2022 auf 5,9 % des BIP im Jahr 2023. In diesem und im n&chsten Jahr wird er
voraussichtlich noch etwas weiter ansteigen, jedoch deutlich unter dem Niveau von
vor der Pandemie bleiben. In Anbetracht der Grol3e der deutschen Wirtschaft und ihrer
engen Handelsverflechtungen im Euro-Wéhrungsgebiet hat dies negative Spillover-
Effekte auf das restliche Euro-Wéhrungsgebiet. Die sinkenden Wohnimmobilienpreise
haben dazu gefiihrt, dass ihre Uberbewertung deutlich zuriickgegangen ist, was sich
bisher kaum auf das Finanzsystem ausgewirkt hat; allerdings sollte der
Gewerbeimmobiliensektor weiter im Blick behalten werden. Ricklaufige Investitionen
in den Wohnungsbau kdnnten in naher Zukunft zu erneutem Preisdruck und damit
verbundenen Uberbewertungsrisiken filhren. Es wird damit gerechnet, dass sich die
Kostenwettbewerbsfahigkeit in Zukunft etwas verschlechtert und die Privathaushalte
aufgrund voraussichtlich steigender Realléhne allméhlich wieder an Kaufkraft
gewinnen. Die Erholung der privaten Investitionen braucht Zeit, und die
Haushaltskonsolidierung durfte die Inlandsnachfrage und mdglicherweise auch die
offentlichen Investitionen belasten. Die zugrunde liegenden Anfalligkeiten mit Blick
auf die deutliche Liicke zwischen Ersparnissen und Investitionen haben sich insgesamt
nicht grundlegend geéndert: Der Investitionsbedarf ist im Laufe der Jahre gestiegen,
vor allem im Hinblick auf Investitionen der 6ffentlichen Hand auf regionaler Ebene
und Unternehmensinvestitionen im Allgemeinen, die kunftiges Wirtschaftswachstum
fordern wirden. Wenngleich die Regierung bereits einige MaRnahmen zur Férderung
von Investitionen ergriffen hat und der deutsche Aufbau- und Resilienzplan wichtige
entsprechende MaRnahmen umfasst, waren die politischen MalRnahmen bislang nicht
umfangreich genug, um wesentliche Fortschritte zu erzielen oder die allgemeine
Herausforderung, die privaten und offentlichen Investitionen zu steigern, zu
bewaéltigen.

Nach den von Eurostat validierten Daten'* blieb das gesamtstaatliche Defizit
Deutschlands im Jahr 2023 gegentiber 2022 unverandert bei 2,5 % des BIP, wahrend
der gesamtstaatliche Schuldenstand von 66,1 % des BIP Ende 2022 auf 63,6 %
Ende 2023 zurlickging.

13
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SWD(2024) 101 final.
Eurostat-Euroindikatoren vom 22.4.2024.
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Am 12. Juli 2022 empfahl der Rat'® Deutschland, dafiir zu sorgen, dass der Anstieg
der national finanzierten laufenden Primarausgaben 2023 unter Bericksichtigung der
fortgesetzten befristeten und gezielten Unterstiitzung fiir die vom Energiepreisanstieg
besonders betroffenen Haushalte und Unternehmen und fur die aus der Ukraine
flienenden Menschen mit einem weitgehend neutralen politischen Kurs® im Einklang
steht. Deutschland sollte sich bereithalten, die laufenden Ausgaben an die sich
wandelnde Situation anzupassen. Auflerdem wurde Deutschland empfohlen, die
oOffentlichen Investitionen fur den griinen und den digitalen Wandel sowie die
Energiesicherheit unter Beriicksichtigung der Initiative REPowerEU auszuweiten,
unter anderem durch Inanspruchnahme der Aufbau- und Resilienzfazilitat und anderer
Unionsfonds. Ausgehend von den Schatzungen der Kommission war der
finanzpolitische Kurs'” im Jahr 2023 mit 0,3 % des BIP kontraktiv. Der Anstieg der
national finanzierten laufenden Primarausgaben (ohne diskretiondre einnahmenseitige
Mafnahmen) im Jahr 2023 leistete einen kontraktiven Beitrag von 0,5 % des BIP zum
finanzpolitischen Kurs und stand mit der Empfehlung des Rates im Einklang. Die mit
Zuschissen aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat und anderen EU-Fonds finanzierten
Ausgaben beliefen sich 2023 auf 0,2% des BIP. Die national finanzierten
Investitionen beliefen sich 2023 auf 2,6 % des BIP, was einem Anstieg um
0,1 Prozentpunkte gegenliber dem Vorjahr 2022 entspricht. Deutschland hat
zusétzliche Investitionen Uber die Aufbau- und Resilienzfazilitat und andere EU-Fonds
finanziert. Ferner hat Deutschland 6ffentliche Investitionen fur den griinen und den
digitalen Wandel sowie die Energieversorgungssicherheit— etwa in energetische
Gebdaudesanierungen, die Verbesserung der Ladeinfrastruktur fiir Elektroautos oder die
Ausstattung von Schulen fiir das digitale Zeitalter — vorgenommen, die zu einem Teil
aus der Aufbau- und Resilienzfazilitit sowie aus anderen EU-Fonds finanziert werden.

Die zentralen Projektionen des Stabilitatsprogramms 2024 lassen sich wie folgt
zusammenfassen: In dem den Haushaltsprojektionen zugrunde liegenden
makrodkonomischen Szenario wird von einem realen BIP-Wachstum von 0,2 % im
Jahr 2024 und 1,0 % im Jahr 2025 ausgegangen. Das gesamtstaatliche Defizit soll
2024 auf 1% % des BIP und 2025 auf 1% des BIP zuriickgehen, wahrend die
gesamtstaatliche Schuldenquote bis Ende 2024 auf 64 % des BIP ansteigen und
anschlieBend bis Ende 2025 auf 63% % sinken soll. Danach wird das gesamtstaatliche
Defizit den Projektionen zufolge 2026 auf 1% % und 2027 auf 1% % des BIP
ansteigen, bevor es 2028 auf 1 % zuriickgeht. Der gesamtstaatliche Haushaltssaldo soll
somit im gesamten Programmzeitraum unter dem Defizit-Referenzwert von 3 % des
BIP bleiben. Die gesamtstaatliche Schuldenquote wiederum soll im Zeitraum nach

15
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Empfehlung des Rates vom 12. Juli 2022 zum nationalen Reformprogramm Deutschlands 2022 mit
einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm Deutschlands 2022 (ABI. C 334 vom
1.9.2022, S. 35).

Ausgehend von der Frihjahrsprognose 2024 der Kommission wird das mittelfristige
Potenzialwachstum Deutschlands im Jahr 2023, das auf der Grundlage des Zehnjahresdurchschnitts der
realen Potenzialwachstumsrate und des BIP-Deflators fiir das Jahr 2023 ermittelt und zur Messung des
finanzpolitischen Kurses herangezogen wird, auf nominal 7,5 % geschétzt.

Der finanzpolitische Kurs gibt die j&hrliche Verénderung der zugrunde liegenden gesamtstaatlichen
Haushaltslage an. Er dient der Bewertung des wirtschaftlichen Impulses, der von den auf nationaler
Ebene sowie aus dem EU-Haushalt finanzierten haushaltspolitischen MalRnahmen ausgeht. Gemessen
wird der finanzpolitische Kurs als Differenz zwischen i) dem mittelfristigen Potenzialwachstum und
ii) der Verénderung der Primérausgaben abziglich diskretiondrer einnahmenseitiger MalRnahmen
(sowie ohne befristete Sofortmainahmen aufgrund der COVID-19-Krise), aber einschlieflich der mit
nicht riickzahlbarer Unterstiitzung (Zuschiissen) aus der Aufbau- und Resilienzfazilitdt und anderen
EU-Fonds finanzierten Ausgaben.
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2025 schrittweise auf 63Y2 % im Jahr 2026, 63 % im Jahr 2027 und 62 % im Jahr 2028
zurlickgehen.

Die Kommission geht in ihrer Frihjahrsprognose 2024 von einem realen BIP-
Wachstum von 0,1 % im Jahr 2024 und von 1,0 % im Jahr 2025 sowie einer HVPI-
Inflation von 2,4 % im Jahr 2024 und von 2,0 % im Jahr 2025 aus.

Das Offentliche Defizit durfte sich der Frihjahrsprognose 2024 der Kommission
zufolge im Jahr 2024 auf 1,6 % des BIP belaufen, wahrend die gesamtstaatliche
Schuldenquote bis Ende 2024 voraussichtlich auf 62,9 % zuriickgehen wird. Das
ricklaufige Defizit im Jahr 2024 ist in erster Linie darauf zuriickzufuhren, dass die
Sofort-EntlastungsmaBnahmen im  Energiebereich auslaufen, was &hnliche
Auswirkungen auf die Schuldenquote haben durfte. Ausgehend von den Schatzungen
der Kommission wird fur 2024 eine finanzpolitische Kontraktion von 0,8 % des BIP
erwartet.

Nach der Friihjahrsprognose 2024 der Kommission werden im Jahr 2024 Ausgaben in
Hohe von 0,1 % des BIP mit nicht riickzahlbarer Unterstiitzung (,,Zuschiissen®) aus
der Aufbau- und Resilienzfazilitat finanziert, was dem Betrag von 2023 entspricht. Die
mit Zuschissen aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat finanzierten Ausgaben werden
Investitionen von hoher Qualitat und produktivitatssteigernde Reformen ermdglichen,
ohne dass sich dies unmittelbar auf den gesamtstaatlichen Haushaltssaldo und den
gesamtstaatlichen Schuldenstand Deutschlands niederschlégt.

Am 14.Juli 2023 empfahl der Rat!® Deutschland, eine dem Vorsichtsgebot
entsprechende Finanzpolitik zu gewahrleisten und zu diesem Zweck insbesondere den
nominalen Anstieg der national finanzierten Nettoprimarausgaben®® im Jahr 2024 auf
hochstens 2,5 % zu begrenzen. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, bei der
Ausfiithrung ihres Haushaltsplans 2023 und bei der Ausarbeitung ihrer Ubersicht iiber
die Haushaltsplanung 2024 zu bericksichtigen, dass die Kommission dem Rat auf
Basis der Ist-Daten fur 2023 die Er6ffnung defizitbedingter Verfahren vorschlagen
werde. Der Fruhjahrsprognose 2024 der Kommission zufolge werden die national
finanzierten Nettoprimarausgaben Deutschlands im Jahr 2024 um 2,6 % steigen, was
uber dem empfohlenen Hochstanstieg liegt. Allerdings wird der in der
Kommissionsprognose  fir 2024 angenommene prozentuale Anstieg der
Nettoausgaben durch die Umgliederung des 6ffentlichen Verkehrs in den Sektor Staat
im Jahr 2023 beeinflusst?®, die zu einem Bruch in den Zeitreihen gefiihrt hat. Ohne
diese Umgliederung wuirde sich der Anstieg der national finanzierten
Nettopriméarausgaben im Jahr 2024 voraussichtlich auf 2,4 % belaufen, was unter dem
empfohlenen Hochstanstieg liegt. Dies steht mit der Empfehlung des Rates im
Einklang.

Der Rat empfahl Deutschland ferner, die Sofort-Entlastungsmanahmen im
Energiebereich zurtickzufahren und die dadurch erzielten Einsparungen in den Jahren
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Empfehlung des Rates vom 14. Juli 2023 zum nationalen Reformprogramm Deutschlands 2023 mit
einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitdtsprogramm Deutschlands 2023 (ABI. C 312 vom
1.9.2023, S. 38).

Die Nettoprimarausgaben sind definiert als national finanzierte Ausgaben ohne i) diskretionére
einnahmenseitige  Mallnahmen, ii) Zinsausgaben, iii) Ausgaben aufgrund konjunkturbedingter
Arbeitslosigkeit und iv) einmalige oder sonstige befristete MalRnahmen.

Die Folgen dieser Umgliederung werden vom Indikator fur das Ausgabenwachstum erfasst; aufgrund
eines vergleichbaren Anstiegs der Einnahmen wirkt sie sich aber nicht spirbar auf das &ffentliche
Defizit aus.
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2023 und 2024 so frih wie moéglich zum Abbau des 6ffentlichen Defizits zu nutzen.
Aulerdem empfahl der Rat Deutschland fir den Fall, dass neuerliche
Energiepreisanstiege die Einfihrung neuer oder die Fortsetzung bestehender
Entlastungsmafnahmen erforderlich machen, sicherzustellen, dass diese Manahmen
gezielt auf den Schutz schwacher aufgestellter Haushalte und Unternehmen abstellen,
fur die offentlichen Haushalte tragbar sind und weiterhin Anreize zum Energiesparen
erhalten. In ihrer Frihjahrsprognose 2024 schétzt die Kommission die Netto-
Haushaltskosten?! der Sofort-EntlastungsmaRnahmen im Energiebereich 2023 auf
1,2 %, 2024 auf 0,1 % und 2025 auf 0,0 % des BIP. Dabei wird inshesondere
angenommen, dass der ermélRigte Umsatzsteuersatz fur Gas auch im Jahr 2024 in Kraft
bleibt, auch wenn die Auswirkungen gering sein durften. Wirden die erzielten
Einsparungen der Ratsempfehlung entsprechend zum Abbau des 6ffentlichen Defizits
genutzt, ergébe sich nach diesen Projektionen im Jahr 2024 eine Haushaltsanpassung
um 1,1% des BIP, wihrend die national finanzierten Nettoprimarausgaben? im
betreffenden Jahr einen kontraktiven Beitrag von 0,8 % des BIP zum finanzpolitischen
Kurs leisten wiirden. Die Sofort-EntlastungsmalRnahmen im Energiebereich sollen den
Projektionen zufolge in den Jahren 2023 und 2024 so frih wie mdglich
zuruckgefahren werden. Dies steht mit der Empfehlung des Rates im Einklang. Die
erzielten Einsparungen werden jedoch voraussichtlich nicht in vollem Umfang zum
Abbau des gesamtstaatlichen Defizits genutzt. Dies droht der Empfehlung des Rates
zuwiderzulaufen.

Daruber hinaus empfahl der Rat Deutschland, die national finanzierten 6ffentlichen
Investitionen aufrechtzuerhalten und die effektive Abrufung von Zuschussen aus der
Aufbau- und Resilienzfazilitast und anderen EU-Fonds zu gewahrleisten, um
insbesondere den grinen und den digitalen Wandel zu férdern. Laut
Frihjahrsprognose 2024 der Kommission dirften die national finanzierten 6ffentlichen
Investitionen von 2,6 % des BIP im Jahr 2023 auf 2,7 % des BIP im Jahr 2024
ansteigen. Dies steht mit der Empfehlung des Rates im Einklang. Die mit Mitteln aus
EU-Fonds einschlielich Zuschissen aus der Aufbau- und Resilienzfazilitét
finanzierten offentlichen Ausgaben wiederum dirften im Jahr 2024 unveréndert bei
0,2 % des BIP liegen.

Auf der Grundlage der zum Prognosestichtag bekannten PolitikmaBnahmen und unter
der Annahme einer unverédnderten Politik rechnet die Kommission in ihrer
Frihjahrsprognose 2024 fur 2025 mit einem Offentlichen Defizit von 1,2 % des BIP.
Die gesamtstaatliche Schuldenquote durfte bis Ende 2025 auf 62,2 % des BIP sinken.
Der Rickgang des Defizits und der Schuldenquote im Jahr 2025 ist in erster Linie auf
die erwartete Erholung des BIP-Wachstums zurlckzufihren.

Wenngleich der prozentuale Anteil der offentlichen Investitionen am BIP in den
vergangenen Jahren leicht gestiegen ist, haben sie nicht mit dem Investitionsbedarf in
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Diese entsprechen den jéhrlichen Haushaltskosten der betreffenden Malinahmen unter Berlicksichtigung
der Einnahmen und Ausgaben und gegebenenfalls abzuglich der Einnahmen aus der Besteuerung von
Zufallsgewinnen von Energieversorgern.

Dieser Beitrag wird gemessen als Verdnderung der gesamtstaatlichen Primarausgaben ohne
i) Berlicksichtigung der zusétzlichen Auswirkungen diskretiondrer einnahmenseitiger MalRnahmen auf
den Haushalt, ii) einmalige Ausgaben, iii) Ausgaben aufgrund konjunkturbedingter Arbeitslosigkeit und
iv) Ausgaben, die mit nicht rickzahlbarer Unterstiitzung (Zuschissen) aus der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt und aus anderen EU-Fonds bestritten werden, im Verhaltnis zur mittelfristigen
(zehnjahrigen) durchschnittlichen potenziellen nominalen BIP-Wachstumsrate und als Prozentsatz des
nominalen BIP ausgedriickt.
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den Bereichen Infrastruktur, allgemeine und berufliche Bildung sowie griiner und
digitaler Wandel Schritt gehalten. Da die Investitionen auf Bundesebene im
vergangenen Jahr unter den Umfang der Abschreibungen gesunken und die
Nettoinvestitionen auf Kommunalebene seit zwei Jahrzehnten negativ sind, ist der
Kapitalstock  insgesamt  zuriickgegangen. Es  bestehen nach  wie vor
Investitionshemmnisse. Die privaten Investitionen lagen im Jahr 2023 immer noch
unter dem Niveau von vor der Pandemie. Der Verwaltungsaufwand fir private
Investitionen ist nach wie vor hoch, was insbesondere mit den umfangreichen
Dokumentations- und Genehmigungspflichten sowie der mangelnden Digitalisierung
zusammenhéangt. Hohe Regulierungsstandards, von Region zu Region unterschiedliche
Bestimmungen und langwierige Genehmigungsverfahren bremsen den Ausbau der
Produktions- und Innovationskapazitaten, insbesondere in der Energiewirtschaft und
im Baugewerbe. Die Investitionen in Wohngebaude sind in den vergangenen drei
Jahren zuriickgegangen, obwohl Wohnraummangel herrscht. Insbesondere fur
expandierende Jungunternehmen stehen alternative Finanzierungsformen nur begrenzt
zur Verfugung. Die Ausgaben Kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) fir
Forschung und Entwicklung sind nach wie vor gering und Technologieverbreitung
findet nur begrenzt statt.

Die Alterung der Gesellschaft fihrt zu einer Abnahme der erwerbsfahigen
Bevolkerung, sodass sich der Altersabhangigkeitsquotient erhoht. Folglich dirften die
Rentenausgaben insgesamt steigen. Dadurch entsteht erheblicher Finanzierungsbedarf.
In den vergangenen Jahren wurde ein steigender Anteil der Rentenausgaben durch
Bundeszuschiisse finanziert. Seit 2020 werden dafir jedes Jahr mehr als
100 Mrd. EUR aufgewendet, was rund 23 % der Gesamtausgaben des Bundes
entspricht. Bei einer unveranderten Politik dirften diese Zahlen weiter steigen, sodass
der Spielraum fur produktive Ausgaben weiter eingeschrénkt wirde. Die betriebliche
Altersvorsorge sowie die kapitalgestltzte private Altersvorsorge werden weiterhin
nicht ausreichend genutzt. Trotz der Bemihungen, die Nutzung der betrieblichen
Altersvorsorge (zweite Saule) zu erhdhen, liegt deren Verbreitung nach wie vor bei
etwa 54 %. Der geplante Aufbau eines Kapitalstocks mit der Bezeichnung
,Generationenkapital“ als zusatzliche Komponente zur Finanzierung der gesetzlichen
Rentenversicherung soll aus Staatsschulden finanziert werden und bietet daher nur
begrenztes Potenzial zur Verbesserung der Tragféhigkeit des Rentensystems. Obwohl
die Beschéftigungsquote in der Altersgruppe der 55- bis 64-Jahrigen zu den hdchsten
in der EU gehort, hat sich der Anstieg des effektiven Renteneintrittsalters in den
vergangenen Jahren etwas verlangsamt und bleibt die Beschaftigungsquote in der
Altersgruppe der tber 65-Jahrigen hinter den Spitzenwerten in der Union zurlick. Dies
ist auch auf die Friihverrentungsmaglichkeiten zuriickzufuhren, die den Druck auf das
Rentensystem und dessen Tragféhigkeit erhéhen.

Ein optimaler Steuermix ist maligeblich fiir ein inklusiveres und nachhaltigeres
Wachstum und die Starkung der Wettbewerbsfahigkeit. Die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in Deutschland tragen die zweithdchste Steuer- und Abgabenlast in der
gesamten EU. Angesichts der hohen Steuern sowie der Regeln fur die
Leistungsgewahrung gibt es insbesondere fur Gering- und Zweitverdienende, bei
denen es sich haufig um Frauen handelt, weniger Anreize, mehr Arbeitsstunden zu
leisten, wie auch der sehr hohe Teilzeitanteil unter erwerbstéatigen Frauen zeigt. Dies
verringert das  Arbeitskréfteangebot und  verscharft den  bestehenden
Arbeitskraftemangel. AuBerdem liegt der Anteil der Umweltsteuern in Deutschland
unter dem EU-Durchschnitt und ist ricklaufig. Gleichzeitig zéhlen die
Korperschaftssteuersatze in Deutschland, einschlieBlich der Gewerbesteuer, zu den

DE



DE

(24)

(25)

hochsten in der EU. Zusammengenommen ergibt sich aus diesen Faktoren ein
komplexes und undurchsichtiges Steuersystem. Die jlngsten Vorhaben zur
Uberarbeitung  der  Abschreibungsvorschriften und zur  Ausweitung  der
Steuergutschriften fur Forschung und Entwicklung wiirden auf kosteneffiziente Weise
dazu beitragen, die Investitionsanreize zu erhohen. Gleichzeitig konnte das
Kdrperschaftssteuersystem vereinfacht werden, indem die Ausnahmemdglichkeiten
eingeschrankt werden.

Nach dem in Artikel 19 Absatz 3 Buchstabe b und Anhang VV Abschnitt 2.2 der
Verordnung (EU) 2021/241 genannten Kriterium enthdlt der deutsche Aufbau- und
Resilienzplan ein umfassendes Paket sich gegenseitig verstarkender Reformen und
Investitionen, die bis 2026 umzusetzen sind. Diese durften helfen, alle oder einen
wesentlichen  Teil der Herausforderungen, die in den entsprechenden
landerspezifischen Empfehlungen ermittelt wurden, wirksam anzugehen. In diesem
engen Zeitrahmen ist eine zugige wirksame Umsetzung des Plans, insbesondere auch
des REPowerEU-Kapitels nach dessen Annahme, unerlasslich, um die langfristige
Wettbewerbsféhigkeit Deutschlands durch den grinen und den digitalen Wandel zu
starken und zugleich soziale Gerechtigkeit sicherzustellen. Um die im Plan enthaltenen
Zusagen bis August 2026 zu erflllen, muss Deutschland die Umsetzung der Reformen
und Investitionen erheblich beschleunigen, auch durch die Bereitstellung
ausreichender Mittel flr seine Verwaltung. Die rasche Aufnahme eines REPowerEU-
Kapitels in den Aufbau- und Resilienzplan wird die Finanzierung zusatzlicher
Reformen und Investitionen zur Unterstlitzung der strategischen Ziele Deutschlands
und der EU in den Bereichen Energie und griner Wandel ermdglichen. Die
systematische Einbeziehung der lokalen und regionalen Gebietskorperschaften, der
Sozialpartner, der Zivilgesellschaft und anderer relevanter Interessentrager bleibt
unerl&sslich, um sicherzustellen, dass die erfolgreiche Umsetzung des Aufbau- und
Resilienzplans auf breiter Basis eigenverantwortlich mitgetragen wird.

Im Rahmen der Halbzeituberpriifung der koh&sionspolitischen Mittel nach Artikel 18
der Verordnung (EU) 2021/1060 muss Deutschland jedes Programm bis Marz 2025
uberpriifen und dabei unter anderem die in den landerspezifischen Empfehlungen 2024
ermittelten Herausforderungen sowie seinen Nationalen Energie- und Klimaplan
beriicksichtigen. Diese Uberpriifung bildet die Grundlage fiir die endgiltige
Zuweisung der EU-Mittel fiir jedes einzelne Programm. Bei der Kohasionspolitik und
der Europdischen S&ule sozialer Rechte hat Deutschland zwar Umsetzungsfortschritte
erzielt, doch bestehen weiterhin Herausforderungen. In den Bereichen Beschaftigung
und Arbeitsproduktivitat bestehen nach wie vor erhebliche regionale Unterschiede,
wenngleich die weniger entwickelten Regionen bei der Arbeitsproduktivitat allméhlich
aufholen. Die kohasionspolitischen Programme missen unbedingt schneller umgesetzt
werden, und die in den Programmen vereinbarten Prioritdten haben weiter Bestand. Im
Hinblick auf das Ziel des Ausbaus der Verwaltungskapazitaten missen ausreichende
Mittel fur die Umsetzung der kohé&sionspolitischen Programme bereitgestellt und die
Modernisierung und Digitalisierung der fiir die Umsetzung zustdndigen Behdrden
gefordert werden. Die Steigerung von Forschung, Entwicklung und Innovation in allen
Regionen, insbesondere im Osten des Landes, sowie die Forderung der allgemeinen
und beruflichen Bildung im Hinblick auf die Bewéltigung der Herausforderungen des
grinen und des digitalen Wandels sind von zentraler Bedeutung, um die Unterschiede
hinsichtlich der regionalen Wettbewerbsféhigkeit und Beschéaftigung weiter zu
verringern. Dies setzt auch voraus, dass kohésionspolitische Malinahmen fiir den
grinen und den digitalen Wandel in Regionen mit leistungsstarken Branchen
weitergefuhrt werden. Zudem missen die griinen Investitionen in Energieeffizienz und
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erneuerbare Energien, die Anpassung an den Klimawandel und den CO2-FuRabdruck
fortgesetzt werden. Wirtschaftsforderung und Unterstitzung von Unternehmen,
insbesondere  KMU, spielen nach wie vor eine wichtige Rolle. Qualitat und
Inklusivitat von allgemeiner und beruflicher Bildung sowie lebenslangem Lernen sind
vorrangige Ziele, insbesondere mit Blick auf benachteiligte Gruppen, ebenso wie
aktive Inklusion und Verbesserung der Beschéftigungsfahigkeit. Deutschland konnte
auch die Initiative ,,Plattform fiir strategische Technologien fiir Europa“?® nutzen, um
die Entwicklung und Herstellung kritischer Technologien in den Bereichen
Digitaltechnologien, saubere und  ressourceneffiziente  Technologien und
Biotechnologien zu unterstiitzen und den Mangel an Arbeitskréften und Kompetenzen
in diesen Branchen anzugehen.

Zusétzlich zu den mit dem Aufbau- und Resilienzplan sowie anderen EU-Fonds
angegangenen wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen steht Deutschland vor
einigen weiteren Herausforderungen im Zusammenhang mit der Bewaltigung des
hohen Fachkraftemangels, der Digitalisierung und dem grinen Wandel. Weitere
Investitionen in den griinen und den digitalen Wandel wiirden auch dazu beitragen, die
Llcke zwischen Investitionen und Ersparnissen zu schliel3en.

Der Fachkraftemangel hemmt das Wachstum, Investitionen sowie den griinen und den
digitalen Wandel. Etwa die Hélfte der Unternehmen in Deutschland haben selbst auf
lange Sicht Schwierigkeiten, freie Stellen zu besetzen. Es besteht die Gefahr, dass sich
der Fachkréaftemangel aufgrund der schlechteren Bildungsergebnisse, insbesondere bei
benachteiligten ~ Gruppen, der hohen Zahl wvon frihen Schul- und
Ausbildungsabgéngern und der mangelnden digitalen Grundkompetenzen weiter
verscharft. Laut der internationalen Schulleistungsstudie der OECD (PISA-Studie) hat
sich der Anteil der Lernenden mit unterdurchschnittlichen Leistungen in den
vergangenen zehn Jahren fast verdoppelt: Etwa drei von zehn Schilerinnen und
Schillern in Deutschland fehlen Grundkompetenzen in Mathematik und ein Viertel
verfigt nicht Uber ausreichende Kompetenzen in den Bereichen Lesen und
Naturwissenschaften. Der Einfluss des soziookonomischen Umfelds und des
Migrationshintergrunds auf die Bildungsergebnisse hat weiter zugenommen. Zudem
weist Deutschland eine der hochsten Quoten in der EU bei den friihen Schul- und
Ausbildungsabgéngern sowie einen besonders hohen Anteil an im Ausland geborenen
Schilerinnen und Schiilern auf. Das neue ,,Startchancen“-Programm des Bundes mit
einer Laufzeit von zehn Jahren, das insbesondere auf benachteiligte Schilerinnen und
Schiiler abzielt, ist ein Schritt in die richtige Richtung, deckt jedoch hochstens 10 %
der Schulen in Deutschland ab. Die Beherrschung der deutschen Sprache ist
unerlasslich fir wirksames Lernen und Inklusion; daher ist eine verstarkte Forderung
der deutschen Sprache wichtig, insbesondere fiir Schilerinnen und Schiiler, bei denen
zu Hause eine andere Sprache als Deutsch gesprochen wird. In Deutschland liegt der
Anteil der erwachsenen Bevolkerung, die Uber mindestens grundlegende digitale
Kompetenzen verfiigen, mit 52,2 % im Jahr 2023 unter dem EU-Durchschnitt von
55,6 %, wobei insbesondere bei jungen Menschen Nachholbedarf besteht. Die
Vermittlung von Grundfertigkeiten und Weiterbildungsmoglichkeiten fiir Personen
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Verordnung (EU) 2024/795 des Européischen Parlaments und des Rates vom 29. Februar 2024 zur
Einrichtung der Plattform ,,Strategische Technologien fiir Europa“ (STEP) und zur Anderung der
Richtlinie 2003/87/EG und der Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697
und (EU) 2021/241 (ABI. L, 2024/795, 29.2.2024, ELLI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/795/0j).
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mit niedrigerem Qualifikationsniveau sowie fur Personen mit Migrationshintergrund
und geringen Arbeitsmarktchancen missen verbessert werden, um dem
Arbeitskraftemangel insbesondere im Gesundheits- und Langzeitpflegesektor, im
Baugewerbe, im Handwerk und im Dienstleistungssektor entgegenzuwirken. Das
Kompetenzniveau konnte verbessert werden, indem die Zusammenarbeit zwischen
Arbeitgebern und Ausbildungseinrichtungen sowohl innerhalb einzelner Sektoren als
auch sektoriibergreifend intensiviert wird und starker auf Qualifikationsmodule und
Kurzlehrgénge zuriickgegriffen wird. Weitere Anstrengungen zur Verbesserung der
Bildungsergebnisse, insbesondere bei benachteiligten Gruppen, und die Starkung der
digitalen Kompetenzen sind unerlésslich, um dem hohen Fachkraftemangel
entgegenzuwirken.

Wenngleich Deutschland Anstrengungen unternommen hat, um die Digitalisierung
offentlicher Dienstleistungen zu verbessern, bleibt die Umsetzung schleppend,
insbesondere bei der Einfiihrung einheitlicher, vollstandig digitaler Dienstleistungen in
allen Gemeinden und Bundesldndern. Deutschland hat sein im nationalen
Onlinezugangsgesetz festgelegtes Ziel, bis Ende 2022 alle Verwaltungsleistungen fur
Burgerinnen und Burger und Unternehmen zu digitalisieren, nicht erreicht. Der
Nationale Normenkontrollrat hat die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes als
unzureichend bezeichnet und halt den prognostizierten Arbeitskraftemangel fur ein
zentrales Risiko, sofern Effizienzgewinne durch Digitalisierung ausbleiben. Die
Koordinierung und Zusammenarbeit auf allen Verwaltungsebenen ist unzureichend,
und die Eigenverantwortung fir die Bereitstellung digitalisierter Prozesse scheint
begrenzt zu sein. Auch bei der verwaltungsinternen Digitalisierung, die Uber den
Geltungsbereich des Onlinezugangsgesetzes hinaus geht, schneidet Deutschland der
eGovernment-Benchmark der Kommission zufolge unterdurchschnittlich ab. Uber die
ersten Schritte im Rahmen des deutschen Aufbau- und Resilienzplans hinaus ist die
Modernisierung und Vernetzung von mehr als 11 000 Registern ein wichtiger
Wegbereiter flr eine digitale 6ffentliche Verwaltung. In dieser Hinsicht wurden
bislang jedoch kaum Fortschritte erzielt, und die Ausgaben fir MalBnahmen im
Bereich der digitalen 6ffentlichen Verwaltung wurden gekdrzt.

Obwohl der Ausbau von Glasfaseranschlissen (FTTP) gut vorangekommen ist, belegt
Deutschland bei der Gesamtabdeckung mit 29,8 % nach wie vor den vorletzten Platz
in der EU. Besonders ausgeprégt ist der Mangel an Glasfaseranschliissen (25,6 %
Abdeckung der Haushalte) und generell an Netzen mit sehr hoher Kapazitét (37,6 %)
in landlichen Gebieten. Abdeckungsliicken wirken sich negativ auf die
Wettbewerbsfahigkeit aus und hemmen das Produktivitdtswachstum, insbesondere fir
KMU. Entscheidend fir eine schnellere flachendeckende Glasfaserversorgung ist die
Verbesserung der Rahmenbedingungen fir den Netzausbau, die beispielsweise durch
eine Aufstockung der Planungs- und Umsetzungskapazitaten im offentlichen Sektor
erreicht werden konnte. Um die Netzausbauziele zu erreichen, missen auch die
Antrags- und Genehmigungsverfahren sowie die Standardisierung alternativer,
weniger zeitaufwendiger Installationsmethoden verbessert werden. Im Zuge der
weiteren Umsetzung der deutschen Gigabit-Strategie konnten diese Probleme behoben
und weitere Verbesserungen erreicht werden. Allerdings sollte bei der Planung der
Offentlichen InterventionsmaBnahmen darauf geachtet werden, dass dadurch
privatwirtschaftliche Investitionen nicht verdrangt werden, beispielsweise durch eine
hohere Inanspruchnahme knapper ingenieurtechnischer Ressourcen.

Um die Klimaziele zu erreichen, missen weitere Anstrengungen zur Dekarbonisierung
des Verkehrssektors unternommen werden. Im Verkehrssektor wurden die j&hrlichen
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nationalen sektorspezifischen Emissionsziele seit ihrer Einflihrung nicht erreicht, auch
nicht im Jahr 2023. Die Verringerung der CO2-Emissionen im Strallenverkehr wirde
auch wesentlich zur Erreichung des Lastenteilungsziels Deutschlands, die Emissionen
bis 2030 um 50 % gegenuber dem Stand von 2005 zu senken, beitragen. Im
Verkehrssektor stieg der Endenergieverbrauch im Jahr 2023 um 6,3 %.
Verbesserungen bei der Qualitat und Zuverl&ssigkeit des Bahnbetriebs, die Schlielung
von Investitionslicken und die Verringerung von Verzégerungen bei der
Instandsetzung, insbesondere im Guterverkehr, wiirden dazu beitragen, die Nachfrage
nach offentlichen Verkehrsmitteln anzukurbeln und der Uberlastung der StraRen
entgegenzuwirken. Fir die Schaffung ausreichender Kapazitaten im Schienennetz, um
das steigende Verkehrsaufkommen zu bewaéltigen, werden erhebliche Investitionen
erforderlich sein.

Angesichts der engen Verflechtungen zwischen den Volkswirtschaften der
Mitgliedstaaten des Euro-Wahrungsgebiets und ihres kollektiven Beitrags zur
Funktionsweise der Wirtschafts- und Waéhrungsunion empfahl der Rat den
Mitgliedstaaten des Euro-Wahrungsgebiets 2024, unter anderem im Rahmen ihrer
Aufbau- und Resilienzplane MalRnahmen zu ergreifen, um die in der Empfehlung zur
Wirtschaftspolitik des Euro-Wé&hrungsgebiets enthaltenen Empfehlungen umzusetzen.
Im Falle Deutschlands tragen die Empfehlungen 1, 2 und 3 zur Umsetzung der ersten,
zweiten, dritten und vierten Empfehlung fur das Euro-Wahrungsgebiet bei.

In Anbetracht der von der Kommission durchgefiihrten eingehenden Uberpriifung und
der Schlussfolgerung der Kommission zum Bestehen von Ungleichgewichten spiegelt
die nachstehende Empfehlung 1 die Empfehlungen nach Artikel 6 der Verordnung
(EU) Nr. 1176/2011 wider. Die in Empfehlung 1 genannten Mal3nahmen tragen dazu
bei, Anfélligkeiten in  Verbindung mit  dem anhaltend hohen
Leistungsbilanziiberschuss anzugehen. Die Empfehlungen 2, 3 und 4 tragen zur
Umsetzung von Empfehlung 1 bei, soweit es um héhere Investitionen geht. Die in
Empfehlungl genannten MalRnahmen tragen dazu bei, sowohl gegen
Ungleichgewichte vorzugehen als auch die Empfehlung flr das Euro-Wahrungsgebiet
im Einklang mit Erwdgungsgrund 31 umzusetzen —

EMPFIEHLT, dass Deutschland 2024 und 2025 MalRnahmen ergreift, um

1.

den mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plan rechtzeitig zu tbermitteln; das
Wachstum der Nettoprimarausgaben®® den Anforderungen des reformierten
Stabilitadts- und Wachstumspakts entsprechend im Jahr 2025 auf eine Rate zu
beschranken, die damit vereinbar ist, den gesamtstaatlichen Schuldenstand
mittelfristig auf einen plausibel rickldufigen Pfad zu bringen und das
gesamtstaatliche Defizit unter dem im Vertrag festgelegten Referenzwert von 3 %
des BIP zu halten; die 6ffentlichen Investitionen zu stdrken und Hemmnisse fur
private Investitionen zu beseitigen, um die Wettbewerbsfahigkeit zu steigern; den
haushaltspolitischen Spielraum fur produktive Ausgaben zu vergrdéRern, indem die
Finanzierung der ersten Sdule des Rentensystems reformiert wird; den Steuermix
zugunsten  eines  inklusiveren ~ Wachstums und einer  nachhaltigeren

24

Nach Artikel 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2024/1263 bezeichnet der Ausdruck ,,Nettoausgaben*
die Staatsausgaben ohne Zinsausgaben, diskretiondre einnahmenseitige MalBnahmen, Ausgaben fur
Programme der Union, die vollstandig durch Einnahmen aus den Unionsfonds ausgeglichen werden,
nationale Ausgaben fir die Kofinanzierung von Programmen, die von der Union finanziert werden,
konjunkturelle Komponenten der Ausgaben fiir Leistungen bei Arbeitslosigkeit und einmalige und
sonstige befristete MalRnahmen.
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Wettbewerbsfahigkeit zu verbessern, unter anderem indem Negativanreize fir die
Leistung von mehr Arbeitsstunden, insbesondere fur Zweitverdienende, verringert
werden;

die Umsetzung des Aufbau- und Resilienzplans, einschlieRlich des REPowerEU-
Kapitels nach dessen Annahme, erheblich zu beschleunigen, damit die Reformen und
Investitionen bis August 2026 abgeschlossen werden, und die Durchfuhrung der
kohasionspolitischen Programme zu beschleunigen, unter anderem durch
Bereitstellung ausreichender Mittel fur die Verwaltung des Aufbau- und
Resilienzplans und der kohasionspolitischen Programme; im Rahmen der
Halbzeituberprufung der kohé&sionspolitischen Programme die vereinbarten
Prioritaten im Blick zu behalten und zugleich die Mdglichkeiten in Erwéagung zu
ziehen, die die Initiative ,,Plattform fiir strategische Technologien fiir Europa“ zur
Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit erdffnet;

dem Fachkraftemangel entgegenzuwirken, insbesondere durch die FoOrderung
grundlegender und digitaler Kompetenzen und die Verbesserung der
Bildungsergebnisse, unter anderem durch gezielte Unterstiitzung benachteiligter
Gruppen; die Digitalisierung der 6ffentlichen Verwaltung zu beschleunigen, unter
anderem durch eine bessere geografische Abdeckung bei digitalen Offentlichen
Dienstleistungen; den Ausbau digitaler Kommunikationsnetze mit sehr hoher
Kapazitdt weiter voranzubringen, indem unter anderem die notwendige
Durchfiihrung privater Investitionsvorhaben erleichtert wird und 6ffentliche Mittel
mobilisiert werden, sofern dies erforderlich ist;

die Dekarbonisierung des Verkehrssektors zu beschleunigen, unter anderem durch
die Modernisierung des Schienennetzes.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Président
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

